
Vobis: Notebook-Werbung und Geräte-Verfügbarkeit 

Vobis-Denkzettel: Wettbewerbswidrige Irreführung 
Kammergericht Berlin, Urteil vom 30. März 1993 (5 U 7655/92) 

Leitsätze der Redaktion 
1. Wird im Einzelhandel für den Verkauf bestimmter Waren öffentlich geworben (hier: durch Zeitungs­
anzeige), so erwartet der Verbraucher, daß die angebotenen Waren zu dem angekündigten oder nach 
den Umständen anzunehmenden Zeitpunkt in einer ausreichenden Menge vorhanden sind, so daß die 
übliche oder zu erwartende Nachfrage gedeckt ist. Fehlt es an solcher Vorrätigkeit, wird der Verbraucher 
irregeführt und, einmal angelockt, möglicherweise veranlaßt, andere Waren, denen seine Aufmerksam­
keit gar nicht gegolten hatte, zu kaufen. Das widerspricht dem die Wettbewerbsordnung beherrschen­
den Leitbild des Leistungswettbewerbs. 
2. Ein relevanter Teil des angesprochenen Publikums erwartet vernünftigerweise auch bei der Bewer­
bung des Händeis mit Computergeräten, daß die beworbene Ware präsent und mitnahmebereit gehal­
ten wird. Viele Computer-Interessenten können sich selbst hinreichende Informationen in einschlägigen 
Werbebroschüren, Fachzeitschriften oder über Selbststudium verschaffen, um die Einsatzfähigkeit und 
Tauglichkeit eines bestimmten Computertyps, insbesondere im PC-Bereich, beurteilen zu können. Ge­
rade ein solcher Kunde ist beim Besuch eines Fachgeschäfts bereit und willens, die gekaufte Ware so­
fort mitzunehmen. Das gilt um so mehr, da Computer heute so handlich, was insbesondere für ein 
„Notebook" gilt, und solche Massenartikel geworden sind, daß sie in der Transportverpackung unter 
dem Arm mitgenommen zu werden pflegen. 
3. Auf die durch ein privates Meinungsforschungsgutachten ermittelte Bereitschaft eines nicht geringen 
Teils der angesprochenen Verkehrskreise, einige Tage auf das gewünschte Gerät zu warten kommt es 
für die Beurteilung der wettbewerblichen Relevanz einer Irreführung nicht an. Denn dies ist ein Ge­
sichtspunkt, der sich erst auf ein späteres Stadium der Geschäftsanbahnung bezieht. Die Relevanz liegt 
schon in dem darauf hinführenden Vorfeld. Die Täuschung über die Vorrätigkeit ist geeignet, der An­
tragsgegnerin Kaufinteressenten zuzuführen, die sonst ausbleiben würden und denen sie dementspre­
chend dann auch gar nicht erst den Vorschlag würde nahebringen können, das Gerät innerhalb weni­
ger Tage für sie herbeizuschaffen. 

Tatbestand 
Die Antragsgegnerin, die über eigene Ladengeschäfte EDV-Gerä t e vertreibt, inserierte in der Ta­
geszeitung „ D . R." v o m 4. Juni 1992 fü r ihre Filialen in Ludwigshafen, Mannheim und Kaisers­
lautern und bewarb dabei u . a. ein „Highscreen Notebook 486 D X 33" für 4.998,00 D M wie f o l ­
gend i n etwas verkleinerter Fotokopie. {Im Original folgt eine Abbildung der Anzeige, red.) 
Das Gerä t war am Erscheinungstag der Anzeige in den angegebenen Filialen der Antragsgegnerin 
weder als Vorführgerät , noch als Verkaufsobjekt vorrätig. Nach der eigenen Darstellung der A n ­
tragsgegnerin erhielt das Geschäf t in Mannheim erst am folgenden Tage fünf Stück, das in Kaisers­
lautern am 6. Juni sechs Stück und das in Ludwigshafen am 10. Juni ebenfalls sechs Stück. 
Der Antragsteller, ein Wettbewerbsverein v o n Gewerbetreibenden, häl t eine wettbewerbswid­
rige I r r e f ü h r u n g ü b e r die Erhäl t l ichkei t des Gerä t s f ü r gegeben (§ 3 U W G ) und hat bei dem 
Landgericht Ber l in wegen des erhobenen Unterlassungsanspruchs den Er l aß einer einstweili­
gen V e r f ü g u n g gegen die Antragsgegnerin beantragt. 

Das Landgericht hat der Antragsgegnerin durch Besch luß v o m 2, Jul i 1992 i m Wege der einst­
weiligen V e r f ü g u n g unter Androhung v o n Ordnungsmit teln an t ragsgemäß untersagt, 
im geschäftlichen Verkehr für EDV-Waren, 
insbesondere des Gerät „Highscreen 
Notebook 486 DX 33" zu bewerben, wenn das 
Gerät im zeitlichen Zusammenhang mit der 
Veröffentlichung der Werbung nicht 
lieferbar ist. 

Nachdem die Antragsgegnerin gegen diesen Beschluß , der ihr am 11. Juli 1992 zum Zwecke 
der Vollziehung i m Parteibetriebe zugestellt worden war, Widerspruch eingelegt hatte, hat das 
Landgericht durch sein am 3. November 1992 ve rkünde t e s u n d der Antragsgegnerin am 30. 
November 1992 zugestelltes U r t e i l die einstweilige V e r f ü g u n g v o m 2. Juli 1992 bestätigt . 
Gegen dieses U r t e i l hat die Antragsgegnerin am 30. Dezember 1992 Be ru fung eingelegt 

. u n d sie am 22. Januar 1993 b e g r ü n d e t . 
D ie Antragsgegnerin rügt: Das Landgericht habe verkannt, d a ß es dem Antragssteller am 
Rechtsschutzinteresse f ü r seinen Ver fügungsan t rag fehle, denn es bestehe kein ve rnünf t ige r 
Grund , das Verfahren gerade vor dem Landgericht Berlin, das von dem Sitz der Antragsgegne­
rin und dem Verbreitungsgebiet der angegriffenen Werbung wei t entfernt sei, z u f ü h r e n . D e r 
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Die Anträge 

Argumentation des 
Antragstellers 

„Fliegender Gerichtsstand" bei 
Presseerzeugnissen 

Verbotsausspruch sei z u unbestimmt, da die zeitliche Reichweite u n g e w i ß sei. Was unter 
Nichtl ieferbarkeit „ im zeitlichen Zusammenhang" mi t der Veröf fen t l i chung der Werbung zu 
verstehen sei, werde unzuläss igerweise i m Einzelfall dem Zwangsvollstreckungsverfahren zur 
Beantwortung über lassen. Zudem gehe die Verallgemeinerung des Verbotsausspruchs hinsicht­
l ich des betroffenen Warenangebots z u weit. Der i n das Verbot aufgenommene Begriff „ E D V -
Waren" erfasse praktisch alles, w o m i t sie, die Antragsgegnerin, handele. N a c h der Rechtspre­
chung des B G H ( G R U R 1992, 856, 860 = W R P 1992, 768, 769 - Clementinen) k ö n n e aus dem 
Nichtvorhandensein einer einzelnen der beworbenen Waren nicht die Vermutung abgeleitet 
werden, d a ß hinsichtlich sämtl icher anderen Waren mangelhaft bevorratet werde. Aus dem 
Fehlen des einen speziellen neuartigen Notebook-Computers i n den betroffenen drei Ladenge­
schäf ten v o n ihrer ü b e r 100 Filialen umfassenden Handelskette k ö n n e nicht verallgemeinert 
werden, daß eine Wiederholungsgefahr der Werbung f ü r nicht vorrä t ige Ware, schlechthin f ü r 
alle A r t i k e l bestehe, die sie i n großer Vielfalt i n den vielen G e s c h ä f t e n f ü h r e . Es fehle auch an 
der I r r e füh rungse ignung der Werbung, denn die Verbraucher erwarteten bei einem Computer­
angebot dieser A r t z u dem beträcht l ichen Preis von 5.000,00 D M nicht, daß das Gerä t auf der 
Stelle mitgenommen werden k ö n n e . Bei dem hier nicht vor rä t ig gewesenen PC habe es sich er­
kennbar u m ein G e r ä t aus dem regulären Angebot gehandelt; m i t h i n sei kein Eindruck sofor t i ­
ger Erhäl t l ichkei t durch besondere Herausstellung i n der Werbung erweckt worden. Schließ­
l ich fehle es einer etwaigen I r r e f ü h r u n g , wenn sie denn vorläge, an der wettbewerblichen Rele­
vanz. Eine von ihr, der Antragsgegnerin, durch ein Meinungsforschungsinstitut d u r c h g e f ü h r t e 
Umfrage zur Akzeptanz einer Lieferfr ist von zwei bis drei Tagen habe ergeben, d a ß die Befrag­
ten sich z u 83 % damit einverstanden erklärt hä t ten . 

D ie Antragsgegnerin beantragt, unter Abänderung des angefochtenen Urteils die einstweilige 
Verfügung vom 2. Juli 1992 aufzuheben und den auf ihren Erlaß gerichteten Antrag zurückzu­
weisen. 
Der Antragssteller beantragt, die Berufung zurückzuweisen. 
Er verteidigt das angefochtete Ur te i l als zutreffend. Weiterhin macht er noch geltend: D i e Fas­
sung des Antrags sei nicht zu beanstanden; eine Benennung eines genau festgelegten Zeitraums 
nach Stunden oder Tagen, innerhalb deren die beworbenen Produkte vorrä t ig gehalten werden 
m ü ß t e n , k ö n n e nicht verlangt werden. Es verstehe sich f ü r jeden Einsichtigen, d a ß der Tag des 
Erscheinens der Anzeige und der darauf folgende Verkaufstag gemeint seien. A u c h hinsichtlich 
der e r faß ten Waren überschre i te der Antrag nicht die Grenzen zulässiger Verallgemeinerung. I n 
dem von der Antragsgegnerin ange führ t en „C lemen t inen" -Fa l l sei es i m Unterschied z u m vor­
liegenden Sachverhalt (einheitliche EDV-Waren) u m unterschiedliche Warengruppen gegangen. 
Schließlich müsse der angegriffenen Werbung eine Eignung zur I r r e f ü h r u n g der angesproche­
nen Verkehrskreise zugesprochen werden. Produkte dieser A r t seien heutzutage Massenware 
und nicht etwa seltene Einze ls tücke . Somit k ö n n e der interessierte K ä u f e r aufgrund der Wer­
bung damit rechnen, das Produkt ansehen, testen, erwerben u n d auch mitnehmen z u k ö n n e n . 

Entscheidungsgründe 
Die statthafte Berufung der Antragsgegnerin wahrt die gesetzlichen Formen und Fristen; sie ist 
mi th in zulässig. I n der Sache selbst hat das Rechtsmittel jedoch keinen Erfolg. Es ist unbegründe t . 
Es hat bei der Bes tä t igung der einstweiligen V e r f ü g u n g z u verbleiben. D i e Voraussetzungen f ü r 
ihren Er l aß liegen vor. 
Die aus der A n r u f u n g des - der Werbung ört l ich fernen - Berliner Landgerichts hergeleitete 
Rüge , der Antragsteller verfolge nicht w i r k l i c h ein Rechtsschutz verdienendes Anliegen, geht 
fehl . D e m Anstragsteller ist das Rech t s schu t zbedü r fn i s nicht abzusprechen, auch wenn er die 
Werbung der Antragsgegnerin aus der Tageszeitung „ D . R.", einem fern von Berl in herausge­
gebenen Blatt, vor dem Landgericht Berl in angreift. Welches unter den mehreren Gerichten, 
die nach dem Gesichtspunkt des sogenannten fliegenden Gerichtsstands bei Presseerzeugnissen 
ört l ich zus t änd ig sind (§ 24 Abs. 2 U W G ) , ausgewähl t w i r d , hat m i t dem Rech t s schu tzbedür f ­
nis nichts z u tun. Dieses beantwortet allein die Frage, ob der Gläub iger ü b e r h a u p t die staatli­
chen Gerichte anrufen kann, nicht dagegen, welches Gericht er i m Einzelfall angehen kann (Ja­
cobs, A n m . zu B G H G R U R 1988, 785 - „ Ö r t l i c h e Zus tänd igke i t " - i n G R U R 1988, 787; E r d ­
mann in Jacobs/Lindacher/Teplitzky, U W G - G r o ß k o m m e n t a r , § 24 Rdn. 34). Es w ä r e dogma­
tisch verfehlt, den fliegenden Gerichtsstand ü b e r das Rech t s schu t zbedü r fn i s einzugrenzen, und 
liefe f ü r die Berufungsinstanz auf eine A u ß e r k r a f t s e t z u n g des § 512a ZPO Tunaus, wonach die 
Berufung nicht darauf ges tü tz t werden kann, d a ß das Gericht des ersten Rechtszuges seine 
ör t l i che Z u s t ä n d i g k e i t m i t Unrech t angenommen habe. 

Das R e c h t s s c h u t z b e d ü r f n i s ergibt sich bei einem auf Leis tung gerichteten materiel l-rechtl i ­
chen Anspruch unmit te lbar aus dessen N i c h t e r f ü l l u n g durch den Schuldner. D a m i t ist der 
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Zugang zu den Gerichten e r ö f f n e t , wenn das Gesetz keinen anderen, einfacheren Weg zur 
V e r f ü g u n g stellt, das Rechtsschutzziel zu erreichen, w o f ü r hier nichts z u ersehen ist. 
D e r wegen vermuteter Dr ing l i chke i t (§ 25 U W G ) durch eine einstweilige V e r f ü g u n g zu si­
chernde Unterlassungsanspruch des g e m ä ß § 13 Abs. 2 N r . 2 U W G als Wettbewerbsver­
band antragsbefugten Antragsstellers ergibt sich aus § 3 U W G , 
Z u t r e f f e n d hat das Landgericht angenommen, d a ß die Werbung i n der Tageszeitun „ D . R," 
g e m ä ß § 3 U W G wegen I r r e f ü h r u n g wet tbewerbswidr ig ist. 
W i r d i m Einzelhandel f ü r den Verkauf bestimmter Waren ö f f e n t l i c h geworben, w ie hier 
durch Zeitungsanzeige, so erwartet der Verbraucher, d a ß die angebotenen Waren zu dem 
a n g e k ü n d i g t e n oder nach den U m s t ä n d e n anzunehmenden Ze i tpunk t i n einer ausreichen­
den Menge vorhanden sind, so d a ß die ü b l i c h e oder z u erwartende Nachfrage gedeckt ist. 
Fehlt es an solcher Vor rä t igke i t , w i r d der Verbraucher i r r e g e f ü h r t und , einmal angelockt, 
m ö g l i c h e r w e i s e ve ran laß t , andere Waren, denen seine Aufmerksamke i t gar nicht gegolten 
hatte, z u kaufen (vgl. B G H G R U R 1982, 681, 682 - Skistiefel; G R U R 1984, 593, 594 - adi-
das-Sportartikel; G R U R 1985, 980, 981 - Tennisschuhe; G R U R 1987, 52, 53 - Tomaten­
mark; G R U R 1987, 371, 372 - Kabine t twein ; G R U R 1989 609, 610 - Fotoapparate). Das 
widerspr icht dem die Wettbewerbsordnung beherrschenden L e i t b i l d des Leistungswettbe­
werbs. 

E i n relevanter Teil des angesprochenen Publ ikums erwartet v e r n ü n f t i g e r w e i s e auch bei der 
Bewerbung des Handels m i t C o m p u t e r g e r ä t e n , d a ß die beworbene Ware p r ä s e n t u n d m i t ­
nahmebereit gehalten w i r d . Viele Computer-Interessenten k ö n n e n sich selbst hinreichende 
In fo rma t ionen in e inschläg igen W e r b e b r o s c h ü r e n , Fachzeitschriften oder ü b e r Selbststudi­
u m verschaffen, u m die E in sa t z f äh igke i t u n d Tauglichkeit eines best immten Computer typs , 
insbesondere i m PC-Bereich, beurteilen z u k ö n n e n . Gerade ein solcher Kunde ist be im Be­
such eines F a c h g e s c h ä f t s bereit u n d wil lens, die gekaufte Ware sofor t mitzunehmen. Dieser 
Kunde geht deshalb auch davon aus, d a ß die beworbene Ware be im H ä n d l e r auf Lager ge­
halten w i r d ( O L G Karlsruhe W R P 1988, 760, 761). Das gi l t u m so mehr, da Compute r 
heute so handlich, was insbesondere f ü r ein „ N o t e b o o k " gil t , u n d solche Massenartikel ge­
worden sind, d a ß sie i n der Transportverpackung unter dem A r m mi tgenommen z u werden 
pflegen. Z w a r gibt es mi t t le rwei le eine solche Vie l fa l t von Typen u n d Kombina t ionen v o n 
Compu te rn u n d Z u b e h ö r , d a ß komplet te Vorratshaltung i n einer Filiale m ö g l i c h e r w e i s e 
nicht jedem Nachfrager ganz se lbs tve r s t änd l i ch ist. Jedoch geht es vorliegend u m ein k o n ­
kretes, v o n der Antragsgegnerin in einer Anzeige - zu einem ersichtlich i m Verhä l tn i s zur 
Leistung attraktiven Preis - beworbenes Angebot eines „ H i g h s c r e e n N o t e b o o k 486 D X 
33" mi t besonderen technischen Merkmalen, Dieses erwartet ein nicht unerheblicher Teil 
der durch die Werbung angesprochenen Interessenten i n den angegebenen L a d e n g e s c h ä f t e n 
auch vorzuf inden . D e n n es d r ä n g t sich auf, d a ß die i n der Werbung herausgestellten G e r ä t e 
als der Aufmerksamke i t anempfohlene Auswah l aus der bekannten Typenvielfal t , wenn sie 
schon eigens beworben werden, auch sofor t greifbar sind. Werden i n einem solchen Fal l 
v o n dem umfangreichen Komplet tangebot einzelne Waren beworben, erwartet zuminde¬
stens ein relevanter Tei l des Publ ikums die sofort ige M i t n a h m e m ö g l i c h k e i t ( O L G Stuttgart 
W R P 1993, 129, 130), Dabei spielt die H ö h e des Kaufpreises keine Rol le . E i n Interessent, 
der ein bestimmtes G e r ä t als f ü r seine B e d ü r f n i s s e passend befindet, en t sch l i eß t sich auch 
auf der Stelle, G e n ü g e n d K a u f k r a f t ist i n der B e v ö l k e r u n g vorhanden, 

Das M e r k m a l der I r r e f ü h r u n g ü b e r den vorhandenen Vorra t nach § 3 U W G liegt vor, w e i l 
die durch die Werbung erweckten Verbrauchererwartungen, in den Fi l ia len Ludwigshafen , 
Mannhe im u n d Kaiserslautern sei zeitgleich m i t dem Erscheinen der Anzeige der betreffen­
de N o t e b o o k - C o m p u t e r mitnahmebereit e rhä l t l ich , n icht e r fü l l t w o r d e n sind. D e n n das 
G e r ä t ist unstrei t ig dor t erst spä te r eingetroffen. 

D i e wettbewerbl iche Relevanz der I r r e f ü h r u n g ist gegeben. Es reicht f ü r § 3 U W G bereits 
aus, d a ß de_r Interessent sich wegen der erweckten Fehlvorstel lung m i t dem Angebot ü b e r ­
haupt n ä h e r b e f a ß t ( B G H G R U R 1970, 425 - Mel i t ta -Kaffee) , was hier f ü r Werbeadressa­
ten in Betracht k o m m t , die sich f ü r einen Notebook-Computer mit den betrefierideri tecta= 
nischen Merkmalen interessieren. A u ß e r d e m entsteht hier be im P u b l i k u m der E ind ruck ei­
nes h ö h e r e n M a ß e s an L ie f e r f äh igke i t u n d damit letztendlich L e i s t u n g s f ä h i g k e i t des Unte r ­
nehmens als durch die t a t säch l i chen Gegebenheiten gerechtfertigt. Es w i r d das B i l d ent¬

- w o r f e n , d a ß ab sofor t i n den L a d e n g e s c h ä f t e n ein besonders leistungsstarkes G e r ä t neue­
ster E n t w i c k l u n g z u m Kauf bereit steht, w ä h r e n d es i n W i r k l i c h k e i t dor t noch nicht ver­
f ü g b a r ist, Desweiteren ist die hervorgerufene Fehlvorstel lung ü b e r die V o r f ü h r b a r k e i t 
und/oder die sofortige M i t n a h m e m ö g l i c h k e i t des beworbenen G e r ä t e s geeignet, Interes­
senten z u m Aufsuchen der Ladenlokale z u veranlassen. Dadurch kann sich f ü r die A n -

• t 
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Meinungsforschungsgutachten 
ohne Relevanz für Beurteilung 

der wettbewerbsrechtlichen 
Irreführung 

Bestimmtheitserfordernis des 
Antrags ist gewahrt. 

tragsgegnerin die M ö g l i c h k e i t p e r s ö n l i c h werbender Ansprache i n einem M a ß e e r ö f f n e n , 
das sich ih r ohne die I r r e f ü h r u n g nicht geboten hä t t e . D e n n es ist m i t Zulauf v o n P u b l i k u m 
z u rechnen, das bei Kenntnis der t a t säch l i chen U m s t ä n d e v o n einem Besuch abgesehen 
h ä t t e . D e n n die insofern bestehende Mög l i chke i t , sich das g e w ü n s c h t e G e r ä t innerhalb we­
niger Tage beschaffen zu lassen, ist wei t weniger anziehend als die der unverbindl ichen Be­
sichtigung. F ü r manchen, noch nicht ganz z u m Kauf entschlossenen, Interessenten b e s t ü n ­
de auch eine Hemmschwelle , sich das G e r ä t zur Ans ich t bestellen z u lassen, w e i l er sich da­
m i t z u m Kauf verpf l ichte t f ü h l e n k ö n n t e . 

A u f die v o n der Antragsgegnerin entgegengehaltene, durch privates Meinungsforschungs­
gutachten ermittelte Bereitschaft eines nicht geringen Teils der angesprochenen Verkehrs­
kreise, einige Tage auf das g e w ü n s c h t e G e r ä t z u warten k o m m t es f ü r die Beurtei lung der 
wet tbewerbl ichen Relevanz der I r r e f ü h r u n g nicht an. D e n n dies ist ein Gesichtspunkt, der 
sich erst auf ein spä te res Stadium der G e s c h ä f t s a n b a h n u n g bezieht. D i e Relevanz liegt 
schon i n dem darauf h i n f ü h r e n d e n Vor fe ld . D i e T ä u s c h u n g ü b e r die Vor rä t igke i t ist geeig­
net, der Antragsgegnerin Kaufinteressenten z u z u f ü h r e n , die sonst ausbleiben w ü r d e n u n d 
denen sie dementsprechend dann auch gar nicht erst den Vorschlag w ü r d e nahebringen 
k ö n n e n , das G e r ä t innerhalb weniger Tage f ü r sie herbeizuschaffen. 

Inha l t l i ch ist an dem V e r f ü g u n g s a n t r a g u n d dem i h m folgenden Verbotsausspruch entgegen 
den R ü g e n der Antragsgegnerin nichts auszusetzen. 
Das Bestimmtheitserfordernis (§ 253 Abs . 2 N r . 2 ZPO) ist gewahrt. Soweit die die Täu ­
schung b e g r ü n d e n d e Nicht l ie ferbarkei t als eine solche „ i m zeitl ichen Zusammenhang m i t 
der V e r ö f f e n t l i c h u n g der Werbung" beschrieben ist, handelt es sich nach dem b e g r ü n d e n ­
den Vorbr ingen des Antragsstellers nicht u m eine ü b e r die konkrete Verletzungshandlung 
hinausgehende Verallgemeinerung. Diese k ö n n t e allerdings Abgrenzungsprobleme aufwer­
fen . Sie liegt aber nicht vor, sondern b l o ß eine Umschre ibung des konkre ten Verletzungsge­
schehens, eben dessen Wiederholung der Antragsteller unterbunden sehen w i l l . Sie ist an 
sich übe r f l ü s s ig , w e i l die G r ü n d e schon den M a ß s t a b l iefern (vgl. die keinerlei entsprechen­
den zeitl ichen Bezug enthaltenden Unterlassungsverurteilungen i n den v o n dem B G H ent­
schiedenen Sachen „ K a m e r a " , G R U R 1983, 650, u n d „ C l e m e n t i n e n " , G R U R 1992, 858). 
Sie ist aber u n s c h ä d l i c h , w e i l sie auch hier durch die zugrundeliegende Verletzungshand­
lung inhal t l ich best immt ist. Der Antragsteller hat z u m Ausdruck gebracht, d a ß er durch 
die Werbung die Erwar tung der Lieferbarkei t am Tage des Erscheines der Anzeige u n d 
dem darauf folgenden Verkaufstage b e g r ü n d e t sieht u n d d a ß die N i c h t v o r r ä t i g k e i t an die­
sen beiden Tagen f ü r i h n die wettbewerbsverletzende T ä u s c h u n g b e g r ü n d e t . Diese beiden 
Tage sind es danach denn, auf die es allein ankommt. 

Der An t r ag u n d i h m fo lgend der Verbotsausspruch sind auch i n dem ergriffenen Warenan­
gebot nicht z u we i t gefaß t . D i e Erstreckung des Verbots auf „ E D V - W a r e n " stellt keine un ­
zuläss ige Ausdehnung dar. Sie entspricht vielmehr der rechtl ich anerkannten Handhabung, 
d a ß i m Interesse eines hinreichenden Rechtsschutzes gewisse Verallgemeinerungen zuläss ig 
sind, sofern auch i n dieser F o r m das Charakteristische des konkreten Verletzungstatbe­
stands z u m Ausdruck k o m m t (vgl . Tepl i tzky, Wettbewerbsrechtliche A n s p r ü c h e 6. A u f l a ­
ge, Kap . 5, R d n . 7, S. 26 m i t Nachweisen). H i e r b e g r ü n d e t die Werbung f ü r den nicht vor ­
rä t ig gewesenen N o t e b o o k - C o m p u t e r die Besorgnis, d a ß die Antragsgenerin auch andere 
E D V - W a r e n i n derselben wet tbewerbswidr igen Weise anbieten werde. D e m steht die v o n 
dem B G H entschiedene Sache „ C l e m e n t i n e n " ( G R U R 1992, 858, 860), auf die sich die A n ­
tragsgegnerin f ü r ih r Begehren nach engerer Eingrenzung s tü t z t , nicht entgegen. D o r t stan­
den sich i m Lebensmittelhandel Obs t u n d G e m ü s e als Frischwaren besonderer A r t u n d die 
anderen A r t i k e l gegenüber , die ihrer Beschaffenheit nach einer anderen fachlichen Behand­
lung unterliegen. Solche grundlegenden Unterschiede bestehen bei den Waren, die die A n ­
tragsgegnerin anbietet, nicht . I m ü b r i g e n spricht ihre Verteidigung d a f ü r , d a ß sie ganz gene­
rel l bei beworbener Ware ihres Sortiments der Vor rä t igke i t keine entscheidende Bedeutung 
b e i m i ß t , w e n n die A r t i k e l dem Kunden nur innerhalb weniger Tage beschafft werden k ö n ­
nen. Es ist das Recht des Antragstellers, dieser F e h l e i n s c h ä t z u n g durch angemessene Verall­
gemeinerung seines Abwehranspruchs z u begegnen. 

D i e f ü r den Unterlassungsanspruch als Voraussetzung erforderliche Wiederholungsgefahr 
ergibt sich aus dem Verletzungsgeschehen u n d w i r d dadurch, d a ß die Antragsgegnerin das 
Vorgehen als rechtlich einwandfrei verteidigt, ver t ief t . 
D i e Kosten ihrer erfolglosen Be ru fung hat die Antragsgegnerin nach § 97 Abs . 1 Z P O z u 
tragen. 
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